
Bürgerbüro
Montag 8.00–16.00 Uhr
Dienstag 8.00–14.00 Uhr
Mittwoch 8.00–14.00 Uhr
Donnerstag 8.00–19.00 Uhr
Freitag 8.00–14.00 Uhr

und nach Terminvereinbarung

ÖFFNUNGSZEITEN

Nr. 8 Donnerstag, 7. Mai 2015 60. Jahrgang

Bekanntmachung im Amtsblatt
Steuertermin
Bis zum 15.05.2015 sind folgende Steuern
und Abgaben an die Stadthauptkasse zu en-
trichten:
Gewerbesteuer
Grundsteuer A und B
sowie Müllabfuhrgebühren und Nieder-
schlagswassergebühren
für die Zeit vom 01.04.2015 bis 30.06.2015
Bargeldlose Zahlungsmöglichkeiten beste-
hen bei folgenden Geldanstalten:

BLZ Konto-Nr.
Kreis- und Stadtsparkasse
Kaufbeuren 73450000 10058
HypoVereinsbank
Kaufbeuren 73420071 2121204
Commerzbank
Kaufbeuren 73480013766440000
VR Bank
Kaufbeuren-Ostallgäu 73460046 22233
Deutsche Bank
Kaufbeuren 73370008 1600931
Postbank München 70010080 50300-808
Die im SEPA-Zahlverfahren zu verwen-
denden Kundenkennungen BIC und IBAN
lauten
für die vorgenannten Bankverbindungen wie
folgt: Kreis- und Stadtsparkasse Kaufbeuren,
BIC: BYLADEM1KFB,
IBAN: DE04734500000000010058,
HypoVereinsbank Kaufbeuren,
BIC: HYVEDEMM427,
IBAN: DE33734200710002121204,
Commerzbank Kaufbeuren,
BIC: DRESDEFF734,
IBAN: DE05734800130766440000,
VR Bank Kaufbeuren-Ostallgäu,
BIC: GENODEF1KFB,
IBAN: DE94734600460000022233,
Deutsche Bank Kaufbeuren,
BIC: DEUTDEMM733,
IBAN: DE67733700080160093100,
Postbank München,
BIC: PBNKDEFF,
IBAN: DE59700100800050300808
Säumige Zahler werden nach Ablauf dieses
Termins gebührenpflichtig gemahnt.

Kaufbeuren, den 16.04.2015
Stadt Kaufbeuren
Stefan Bosse, Oberbürgermeister

B E K A N N T M A C H U N G
Planfeststellungsverfahren zur Erneuerung
der 110-kV-Freileitung Anlage 64001 (U 6)
Irsingen – Ruderatshofen im Bauabschnitt
4 zwischen Mast Nr. 61, Fl. Nr. 548/2,
Gemarkung Oberbeuren, und Mast Nr. 1
der Anlage 64401 (O 6/U6), Fl. Nr. 589,
Gemarkung Ruderatshofen, der Lechwerke
AG
Auf Antrag der Lechwerke AG führt die
Regierung von Schwaben für das oben
genannte Vorhaben ein energiewirtschaftli-
ches Planfeststellungsverfahren durch. Die
Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung ist nach dem Ergebnis der bere-
its erfolgten Vorprüfung des Einzelfalls nicht
erforderlich.
Zuständig für die Durchführung des Planfest-
stellungsverfahrens sowie für die Erteilung
von Auskünften und die Entgegennahme von
Äußerungen und Fragen ist die Regierung
von Schwaben, Sachgebiet 21, Fronhof 10,
86152 Augsburg.
Der Plan – bestehend aus Zeichnungen und
Erläuterungen – liegt bei der Stadt Kaufbeur-
en – Bürgerbüro, Zimmer-Nr. 6 N, Am Graben
3, 87600 Kaufbeuren während den allgemein-
en Öffnungszeiten in der Zeit vom 18.05.2015
bis 17.06.2015 zur allgemeinen Einsicht aus.
Zusätzlich können die Planunterlagen in die-
sem Auslegungszeitraum im Internet unter
https://www.regierung.schwaben.bayern.de/
eingesehen werden.
1. Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben

berührt werden, kann Einwendungen ge-
gen den Plan bis spätestens zwei Wochen
nach Ablauf der Auslegungsfrist, das ist
bis zum 01.07.2015, schriftlich oder zur
Niederschrift bei der Stadt Kaufbeur-
en – Bürgerbüro, Am Graben 3, 87600
Kaufbeuren oder bei der Regierung von
Schwaben, Fronhof 10, 86152 Augsburg,
erheben. Maßgeblich ist das Eingangsda-
tum bei der Verwaltungsbehörde.
Dies gilt gleichermaßen für die Ein-
wendungen und Stellungnahmen der
vom Bund oder Land anerkannten
Naturschutzvereinigungen sowie son-
stiger Vereinigungen, soweit sich diese
für den Umweltschutz einsetzen und
nach in anderen gesetzlichen Vorschrif-
ten zur Einlegung von Rechtsbehelfen in
Umweltangelegenheiten vorgesehenen
Verfahren anerkannt sind.
Alle Einwendungen müssen eine Ad-
ressangabe aufweisen und persönlich
unterschrieben sein. Vertreter von Ein-
wendungsführern haben ihre Vertre-
tungsberechtigung durch Vorlage einer
schriftlichen Vollmacht nachzuweisen.
Einwendungen können nicht per E-Mail
erhoben werden.
Die Einwendung muss den geltend
gemachten Belang und das Maß seiner
Beeinträchtigung erkennen lassen. Mit
Ablauf der Einwendungs- bzw. Stellung-
nahmefrist sind alle Einwendungen ausge-
schlossen, die nicht auf besonderen priva-
trechtlichen Titeln beruhen ebenso wie
Einwendungen und Stellungnahmen der
Vereinigungen.
In Einwendungen, die von mehr als 50
Personen auf Unterschriftslisten unter-
zeichnet oder in Form vervielfältigter
gleich lautender Texte eingereicht werden,
ist ein Unterzeichner mit Namen, Beruf
und Anschrift als Vertreter der übrigen
Unterzeichner für das Verfahren zu be-
zeichnen, soweit er nicht von ihnen als Be-
vollmächtigter bestellt worden ist. Diese
Angaben müssen deutlich sichtbar auf jed-
er mit einer Unterschrift versehenen Seite
enthalten sein, andernfalls können diese
Einwendungen unberücksichtigt bleiben.

2. Rechtzeitig erhobene Einwendungen und
Stellungnahmen werden gemäß § 43a En-
ergiewirtschaftsgesetz gegebenenfalls in
einem Termin erörtert, den die Regier-
ung von Schwaben dann noch ortsüblich

bekannt machen wird. Diejenigen, die
Einwendungen erhoben haben bzw. – bei
gleichförmigen Einwendungen im Sinn
von obiger Nummer 1 Satz 4 – deren Ver-
treter oder Bevollmächtigter werden von
dem Erörterungstermin gesondert benach-
richtigt. Falls mehr als 50 solche Benach-
richtigungen vorzunehmen sind, können
diejenigen, die Einwendungen erhoben
haben, von dem Erörterungstermin durch
öffentliche Bekanntmachung benachrich-
tigt werden. Bei Ausbleiben eines Beteilig-
ten in dem Erörterungstermin kann auch
ohne ihn verhandelt werden.

3. Durch Einsichtnahme in den Plan, Erhe-
bung von Einwendungen, Teilnahme am
Erörterungstermin oder Vertreterbestel-
lung entstehende Aufwendungen werden
nicht erstattet.

4. Entschädigungsansprüche, soweit über
sie nicht in der Planfeststellung zumin-
dest dem Grunde nach zu entscheiden ist,
werden nicht in dem Erörterungstermin,
sondern in einem gesonderten Entschädi-
gungsverfahren behandelt.

5. Über die Einwendungen wird nach Ab-
schluss des Anhörungsverfahrens durch
die Planfeststellungsbehörde entschie-
den. Die Zustellung der Entscheidung
(Planfeststellungsbeschluss) kann durch
öffentliche Bekanntmachung ersetzt wer-
den, wenn mehr als 50 Zustellungen vor-
zunehmen sind.

6. Vom Beginn der Auslegung des Plans im
Planfeststellungsverfahren an dürfen auf
den vom Plan betroffenen Flächen bis zu
ihrer Inanspruchnahme wesentlich wert-
steigernde oder die geplante Baumaß-
nahme erheblich erschwerende Verän-
derungen nicht vorgenommen werden
(Veränderungssperre).

7. Vom Beginn der Auslegung des Plans im
Planfeststellungsverfahren an steht der
Lechwerke AG an den vom Plan betrof-
fenen Flächen ein Vorkaufsrecht zu.

8. Die vorstehenden Hinweise gelten für die
Anhörung der Öffentlichkeit zu den Um-
weltauswirkungen entsprechend, soweit
eine solche Anhörung vorgeschrieben ist.

Stadt Kaufbeuren, 07.05.2015
I. A. Carl
Bau- und Umweltreferent
– berufsmäßiger Stadtrat –

1. Satzung zur Änderung der
Unternehmenssatzung für das

„Kommunalunternehmen Eisstadion
Kaufbeuren“

Vom 29.04.2015
Die Stadt Kaufbeuren erlässt aufgrund
der Art. 23 S. 1 und Art. 89 Abs. 3 der Ge-
meindeordnung für den Freistaat Bayern
(kurz: GO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 22.08.1998 (GVBl. S.
796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert
durch § 1 Nr. 37 der Verordnung vom
22. Juli 2014 (GVBl. S. 286), und gemäß der
Verordnung über Kommunalunternehmen
(kurz: KUV) vom 19.03.1998 (GVBl. S. 220,
BayRS 2023-15-I), zuletzt geändert durch §
1 Nr. 55 der Verordnung vom 22. Juli 2014
(GVBl. S. 286), folgende vom Stadtrat am
28.04.2015 beschlossene 1. Satzung zur Än-
derung der Unternehmenssatzung für das
„Kommunalunternehmen Eisstadion Kauf-
beuren“:

Art. 1
Die Unternehmenssatzung für das „Kom-
munalunternehmen Eisstadion Kaufbeuren“
vom 06.10.2014 (veröffentlicht im Amtsblatt
der Stadt Kaufbeuren Nr. 20 vom 16.10.2014),
zuletzt berichtigt am 01.12.2014 (veröffentli-
cht im Amtsblatt der Stadt Kaufbeuren Nr. 20
vom 18.12.2014), wird wie folgt geändert:
1. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 erhält folgende Fassung:
„(1) Der Vorstand besteht aus einer od-

er mehreren Personen. Wenn mehr
als ein Vorstand bestellt ist, wird
ein Vorstandsvorsitzender bestellt.
Besteht der Vorstand nur aus ein-
er Person, so ist ein Vertreter zu
bestellen.“

b) Abs. 2 Satz 1 1. Halbsatz erhält folgen-
de Fassung:
„Der Vorstand wird vom Verwaltung-
srat auf die Dauer von höchstens fünf
Jahren bestellt;“

c) Abs. 3 erhält folgende Fassung:
„(3) Der Vorstand leitet das Kommu-

nalunternehmen eigenverantwort-
lich nach Maßgabe der Gesetze,
dieser Unternehmenssatzung und
der vom Verwaltungsrat zu erlas-
senden Geschäftsordnung. Der
Vorstand vertritt das Kommu-
nalunternehmen nach außen. Die
Mitglieder des Vorstands sind je-
weils alleinvertretungsberechtigt.“

2. In § 6 Abs. 3 Satz 1 wird bei Buchst. t) der
Punkt durch ein Semikolon ersetzt. Da-
nach wird folgender Buchst. u) angefügt:
„u)Erlass, Änderung und Aufhebung

einer Geschäftsordnung für den
Vorstand. Die Geschäftsordnung für
den Vorstand soll, wenn der Vorstand
aus mehreren Personen besteht, Re-
gelungen über die Zuständigkeitsver-
teilung innerhalb des Vorstands, die
Einberufung und Durchführung von

Vorstandssitzungen sowie die Beile-
gung von Meinungsverschiedenheiten
zwischen den Vorstandsmitgliedern
enthalten.“

3. § 8 Abs. 2 erhält folgende Fassung:
„(2)Die Mitglieder des Vorstands unter-

zeichnen ohne Beifügung eines Ver-
tretungszusatzes, Prokuristen mit dem
Zusatz „ppa.“, Stellvertreter mit dem
Zusatz „in Vertretung“, andere Vertre-
tungsberechtigte mit dem Zusatz „im
Auftrag“.

Art. 2

Diese Änderungssatzung tritt am 01.06.2015
in Kraft.

Kaufbeuren, 29.04.2015
Stadt Kaufbeuren
Stefan Bosse, Oberbürgermeister

Verordnung
über den Verkehr mit Taxen in der Stadt

Kaufbeuren (Taxiordnung)
Vom 29.04.2015

Die Stadt Kaufbeuren erlässt aufgrund von
§ 47 Abs. 3 des Personenbeförderungsgesetzes
(PBefG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 08.08.1990 (BGBI. I S. 1690), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 07.08.2013
(BGBl. I S 3154), in Verbindung mit § 10 der
Verordnung über die Zuständigkeit zum Er-
lass von Rechtsverordnungen (Delegations-
verordnung – DelV) vom 28.01.2014 (GVBl.
S. 22), zuletzt geändert durch Verordnung
vom 22.09.2014 (GVBl. S. 410), folgende vom
Stadtrat am 28.04.2015 beschlossene Verord-
nung über den Verkehr mit Taxen in der Stadt
Kaufbeuren (Taxiordnung):

§ 1
Geltungsbereich

Die Verordnung gilt für den Verkehr mit Tax-
en innerhalb der Stadt Kaufbeuren.

§ 2
Bereitstellen der Taxen

Taxen dürfen nur auf gekennzeichneten
Standplätzen bereitgestellt werden. Für das
Bereitstellen der Taxen außerhalb der be-
hördlich zugelassenen Standplätze ist die Er-
laubnis der Stadt einzuholen.

§ 3
Kennzeichnung und Benützung von

Standplätzen
(1)Die Standplätze sind entsprechend der

Bestimmungen der Straßenverkehrsord-
nung (Zeichen 229 StVO) gekennzeichnet.

(2)Jeder diensthabende Taxifahrer bzw. jede
diensthabende Taxifahrerin ist berechtigt,
sein/ihr Taxi auf den gekennzeichneten
Standplätzen bereitzustellen.

(3)Fernmeldeanlagen dürfen an Standplätzen
nur bestehen, wenn sie allen Taxifahrern
bzw. allen Taxifahrerinnen zur Verfügung
stehen.

(4)Behördlichen Anordnungen über eine
zeitweise Verlegung oder Räumung von
Taxiständen oder Nachrückplätzen aus
besonderem Anlass ist Folge zu leisten.

§ 4
Ordnung auf den Standplätzen

(1)Die Taxen sind in der Reihenfolge ihrer
Ankunft (geordnete Reihenfolge) auf den
Taxiständen bereitzustellen. Soweit ein
Nachrückplatz vorhanden ist, darf der
Taxistand von einem ankommenden Taxi
erst angefahren werden, wenn der Nach-
rückplatz unbesetzt ist. Jede Lücke auf
den Taxiständen und Nachrückplätzen
ist durch unverzügliches Nachrücken des
nächsten Taxis auszufüllen. Die Taxen
müssen stets fahrbereit sein und so auf-
gestellt werden, dass sie den Verkehr nicht
behindern. Während des Bereitstellens hat
sich der Fahrer bei seinem Fahrzeug auf-
zuhalten.

(2)Die an einem Taxistand erteilten Beförde-
rungsaufträge sind nach der geordneten
Reihenfolge (Abs. 1 Satz 1) auszuführen.
Wählt ein Fahrgast ein Taxi außerhalb der
geordneten Reihenfolge, ist diesem die so-
fortige Abfahrt zu ermöglichen.

(3)Fernmeldeanlagen an Taxiständen sind
von den Taxifahrern bzw. Taxifahrerinnen
nach der geordneten Reihenfolge (Abs. 1
Satz 1) unter Angabe der Ordnungsnum-
mer der Taxen zu bedienen. Die Fahr-
aufträge sind in dieser Reihenfolge unver-
züglich auszuführen. Vor Annahme eines
Auftrags ist ein bestehendes Rauchverbot
anzugeben. Kann der Taxifahrer bzw. die
Taxifahrerin einen Auftrag entsprechend
dem Bestellwunsch nicht durchfüh-
ren, ist dieser an ein geeignetes Taxi
(z. B. Nichtraucher-Taxi) weiterzuleiten.
Im Übrigen ist die Weitergabe eines Fahr-
auftrages nicht zulässig. Die Anfahrt zur
Abholadresse hat auf dem kürzesten Weg
zu erfolgen.

(4)Taxen sind in einem sauberen, gepflegten
Zustand bereitzustellen. Sie dürfen auf
den Standplätzen nicht instandgesetzt
oder gewaschen werden; ausgenommen ist
die Reinigung der Scheiben und der Be-
leuchtungseinrichtungen.

§ 5
Dienstbetrieb

(1)Bereitstellen und Einsatz der Taxen können
durch einen von den Taxiunternehmen ge-
meinsam aufgestellten Dienstplan geregelt
werden. Der Dienstplan ist unter Berück-
sichtigung der Arbeitszeitvorschriften und

der zur Ausführung von Wartungs- und
Pflegearbeiten erforderlichen Zeit auf-
zustellen. Er ist der Stadt zur Zustimmung
vorzulegen. Änderungen bedürfen eben-
falls der Zustimmung der Stadt.

(2)Die Stadt kann verlangen, dass ein Dien-
stplan aufgestellt wird oder ihn selbst auf-
stellen.

(3)Der Dienstplan ist von den Taxiunterneh-
men und Taxifahrern bzw. Taxifahrerin-
nen einzuhalten.

§ 6
Besondere Beförderungsbedingungen

(1)Mit Funkgeräten ausgestattete Taxen
dürfen während und unmittelbar nach
Ausführung eines Fahrauftrags durch die
Funkzentrale zum nächsten Fahrgast be-
ordert werden.

(2)Radio- und Funkgeräte dürfen während
der Fahrgastbeförderung und während des
Abstellens auf den Standplätzen nur so
laut eingeschaltet sein, dass weder Fahr-
gäste noch andere Personen, insbesondere
die Anlieger der Standplätze, gestört oder
belästigt werden.

(3)Fahrgästen gegenüber besteht nur eine
Wartepflicht bis zu 30 Minuten, es sei
denn, dass eine anderweitige Vereinba-
rung getroffen wird. Die Fahrgäste sind
darauf besonders hinzuweisen.

(4)Der Taxifahrer bzw. die Taxifahrerin hat
beim Ein- und Ausladen von tarifpflichti-
gem Gepäck behilflich zu sein.

(5)Während der Fahrgastbeförderung ist die
unentgeltliche Mitnahme dritter Personen
sowie die Mitnahme eigener Haustiere
untersagt.

(6)Jeder Taxifahrer bzw. Taxifahrerin hat
diese Verordnung mitzuführen und
dem Fahrgast auf Verlangen Einsicht zu
gewähren.

§ 7
Zuwiderhandlungen

Nach § 61 Abs. 1 Ziff. 4 und Abs. 2 des PBefG
kann mit Geldbuße bis zu 10.000 EUR belegt
werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1. entgegen § 2 ein Taxi auf einem anderen

als einem gekennzeichneten oder zugelas-
sen Standplatz bereitstellt,

2. entgegen § 3 Abs. 4 einer behördlichen
Anordnung nicht Folge leistet,

3. entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1, 2 und 3 auf ei-
nem Standplatz ein Taxi nicht in der Rei-
henfolge der Ankunft aufstellt oder eine
Lücke nicht durch Nachrücken ausfüllt,

4. entgegen § 4 Abs. 1 Satz 4 auf einem
Standplatz sein Taxi so aufstellt, dass der
Verkehr behindert wird,

5. entgegen § 4 Abs. 1 Satz 5 sich während
der Bereitstellung nicht beim Fahrzeug
aufhält,

6. entgegen § 4 Abs. 2 einen erteilten Be-
förderungsauftrag nicht ausführt bzw.
im Falle von Satz 2 die sofortige Abfahrt
nicht ermöglicht,

7. entgegen § 4 Abs. 3 Satz 1 und 2 die Fern-
meldeanlagen an Taxiständen bedient
bzw. Fahraufträge ausführt,

8. entgegen § 4 Abs. 3 Satz 3 vor Annahme
eines Auftrages ein bestehendes Rauch-
verbot nicht angibt,

9. entgegen § 4 Abs. 3 Satz 4 und 5 einen
Auftrag nicht weiterleitet,

10. entgegen § 4 Abs. 4 sein Taxi nicht in sau-
berem, gepflegten Zustand bereitstellt
oder sein Fahrzeug auf Standplätzen in-
stand setzt oder wäscht,

11. entgegen § 5 Abs. 3 einen Dienstplan nicht
einhält,

12.entgegen § 6 Abs. 2 Radio- und Funkgeräte
so laut einschaltet, dass Fahrgäste und
andere Personen, insbesondere Anlieger
von Standplätzen, gestört oder belästigt
werden,

13. entgegen § 6 Abs. 3 die Wartepflicht ge-
genüber Fahrgästen nicht beachtet,

14. entgegen § 6 Abs. 4 beim Ein- und Aus-
laden von tarifpflichtigem Gepäck nicht
behilflich ist,

15. entgegen § 6 Abs. 5 während der Fahrgast-
beförderung dritte Personen unentgeltlich
oder eigene Haustiere mitnimmt,

16. entgegen § 6 Abs. 6 diese Taxiordnung
nicht mitführt oder dem Fahrgast auf Ver-
langen keine Einsicht gewährt.

§ 8
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 15.05.2015 in
Kraft.

Kaufbeuren, 29.04.2015
Stadt Kaufbeuren
Stefan Bosse (Oberbürgermeister)

Verordnung
über die Beförderungsentgelte und

Bedingungen für den Verkehr mit Taxen in
der Stadt Kaufbeuren (Taxitarifordnung)

Vom 29.04.2015
Die Stadt Kaufbeuren erlässt aufgrund von
§ 51 Abs. 1 Satz 1 des Personenbeförde-
rungsgesetzes (PBefG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 08.08.1990 (BGBI. I
S. 1690), zuletzt geändert durch Gesetz vom
07.08.2013 (BGBl. I S 3154), in Verbindung
mit § 10 der Verordnung über die Zustän-
digkeit zum Erlass von Rechtsverordnun-
gen (Delegationsverordnung – DelV) vom
28.01.2014 (GVBl. S. 22), zuletzt geändert

durch Verordnung vom 22.09.2014 (GVBl.
S. 410), folgende vom Stadtrat am 28.04.2015
beschlossene Verordnung über die Beför-
derungsentgelte und Bedingungen für den
Verkehr mit Taxen in der Stadt Kaufbeuren
(Taxiordnung):

§ 1
Begriffserklärungen

Leerfahrt ist die von einem Fahrgast
bestellte Anfahrt von Taxen.
Anfahrtstrecke ist dabei die
Strecke der tatsächlichen An-
fahrt, höchstens jedoch die
Strecke vom Taxiplatz zum Ab-
holort.

Abholfahrt ist die nach einer Leerfahrt
durchgeführte Fahrt von Taxen
vom Abholort zum Taxiplatz
oder zu einer Stelle, die zwisch-
en dem Abholort und dem Taxi-
platz liegt.

Abholort ist die Stelle, an der Fahrgäste
einsteigen.

Rundfahrt ist die Fahrt von Taxen mit Fahr-
gästen vom Taxiplatz zu mind-
estens einem Fahrziel und dann
zurück zum Taxiplatz oder zu ei-
ner Stelle innerhalb eines Um-
kreises von 100 m (Luftlinie) um
den Mittelpunkt des Taxiplatzes.

Zielfahrt ist jede andere Fahrt von Taxen
mit Fahrgästen. Dabei ist es
gleichgültig, ob der Zielfahrt
eine Leerfahrt vorausgeht oder
nicht.

Wartezeit ist die Zeit, während der ein Taxi
auf einer Leer-, Abhol-, Rund-
oder Zielfahrt auf Veranlas-
sung eines Fahrgastes oder aus
Verkehrsgründen zum Stehen
kommt.

§ 2
Festsetzung und Geltungsbereich der Be-

förderungsentgelte
(1) Als Beförderungsentgelte für den Verkehr

mit Taxen, deren Unternehmer ihren Be-
triebssitz in der Stadt Kaufbeuren haben,
werden die in den §§ 3 bis 8 dieser Ver-
ordnung vorgesehenen Leistungen festge-
setzt; sie werden von dem an jedem Taxi
angebrachten, bei Fahrten einzuschalten-
den Fahrpreisanzeiger angegeben, soweit
sich nicht aus dieser Verordnung etwas
anderes ergibt.

(2) Der Geltungsbereich dieser Beförder-
ungsentgelte umfasst das Stadtgebiet
Kaufbeuren und das Gebiet des Landkrei-
ses Ostallgäu.

(3) Die Beförderungspflicht (§ 22 PBefG) der
in Abs. 1 genannten Unternehmer besteht
gemäß § 47 Abs. 4 PBefG nur für Fahrten
innerhalb des in Abs. 2 bestimmten Gel-
tungsbereiches der in Abs. 1 festgesetzten
Beförderungsentgelte (Pflichtfahrgebiet).

§ 3
Tarife

(1) Für die Benützung von Taxen werden,
soweit sich nicht aus den §§ 6 und 7 oder
einer Sondervereinbarung nach § 8 dieser
Verordnung etwas anderes ergibt, in je-
dem Fall Beförderungsentgelte nach fol-
genden Tarifen berechnet:
Tarif I
Bei Leer-, Abhol- und Rundfahrten ohne
Rücksicht auf die Personenzahl in der Zeit
von 06.00 bis 22.00 Uhr
Mindestgebühr einschließlich Beförde-
rungsentgelt für die erste Wegstrecke bis
zu 222,22 m 3,60 Euro
Beförderungsentgelt für jede weitere an-
gefangene Wegstrecke von 222,22 m

0,20 Euro (= 0,90 Euro/km)
Tarif II
Bei Zielfahrten ohne Rücksicht auf die
Personenzahl in der Zeit von 06.00 bis
22.00 Uhr
Mindestgebühr einschließlich Beförde-
rungsentgelt für die erste Wegstrecke bis
zu 111,11 m 3,60 Euro
Beförderungsentgelt für jede weitere an-
gefangene Wegstrecke von 111,11 m

0,20 Euro (= 1,80 Euro/km)
Tarif III
Bei Leer-, Abhol- und Rundfahrten ohne
Rücksicht auf die Personenzahl in der Zeit
von 22.00 bis 06.00 Uhr
Mindestgebühr einschließlich Beförde-
rungsentgelt
für die erste Wegstrecke bis zu 210,53 m

3,60 Euro
Beförderungsentgelt für jede weitere an-
gefangene Wegstrecke von 210,53 m

0,20 Euro (= 0,95 Euro/km)
Tarif IV
Bei Zielfahrten ohne Rücksicht auf die
Personenzahl in der Zeit von 22.00 bis
06.00 Uhr
Mindestgebühr einschließlich Beförde-
rungsentgelt für die erste Wegstrecke bis
zu 105,26 m 3,60 Euro
Beförderungsentgelt für jede weitere an-
gefangene Wegstrecke von 105,26 m

0,20 Euro (= 1,90 Euro/km)
(2) Die Beförderungsentgelte nach den Tari-

fen I bis IV werden für die Strecke von Be-
ginn der Fahrt bis zu der Stelle berechnet,
an der der letzte Fahrgast aussteigt. Wenn
bei einer Fahrt ein neuer Tarif maßgeblich
wird, so ist von da an nur das Beförde-
rungsentgelt für jede weitere angefangene
Wegstrecke im Sinne des Abs. 1 nach dem
neuen Tarif zu berechnen. Wer ein Taxi
zur Abholfahrt bestellt, dann aber nicht
benutzt, hat das Beförderungsentgelt nach
Tarif I bzw. nach Tarif III (§ 3 Abs. 1) in
doppelter Höhe abzüglich der Mindestge-
bühr von 3,60 Euro zu bezahlen.

Allgemeine Verwaltung
Montag 8.00–16.00 Uhr
Dienstag 8.00–12.00 Uhr
Mittwoch 8.00–12.00 Uhr
Donnerstag 8.00–12.00 Uhr

14.00–16.00 Uhr
Freitag 8.00–12.00 Uhr

und nach Terminvereinbarung



3.6 Anlagen zur Versickerung des
von Dachflächen abfließenden
Wassers zu errichten oder zu
erweitern
(auf die Erlaubnispflichtigkeit
nach § 8 Abs. 1 WHG i.V. mit
§ 1 NWFreiV wird hingewie-
sen)

- nur zulässig bei ausreichender
Reinigung durch flächenhafte
Versickerung über den bewach-
senen Oberboden oder gleich-
wertige Filteranlagen 1

- verboten für Niederschlagswas-
ser von Gebäuden auf gewerb-
lich genutzten Grundstücken

verboten

3.7 Abwasserleitungen und zuge-
hörige Anlagen zu errichten
oder zu erweitern

nur zulässig zum Ableiten von Ab-
wasser, wenn die Dichtheit der Ent-
wässerungsanlagen vor Inbetrieb-
nahme durch Druckprobe nachge-
wiesen und wiederkehrend alle 5
Jahre durch Sichtprüfung und alle 10
Jahre durch Druckprobe oder ande-
res gleichwertiges Verfahren über-
prüft wird
(Durchleiten von außerhalb des
Wasserschutzgebiets gesammeltem
Abwasser verboten)

verboten

4.0 bei Verkehrswegen, Plätzen mit besonderer gen

4.1 Straßen, Wege und sonstige
Verkehrsflächen zu errichten
oder zu erweitern

- nur zulässig für klassifizierte
Straßen, wenn die „Richtlinien
für bautechnische Maßnahmen
an Straßen in Wasserschutzge-
bieten (RiStWag)“ in der jeweils
geltenden Fassung beachtet
werden
und

- wie in Zone II

nur zulässig
- für öffentliche Feld- und Waldwe-
ge, beschränkt-öffentliche Wege,
Eigentümerwege und Privatwege
und
- bei breitflächigem Versickern des
abfließenden Wassers

4.2 wassergefährdende auswasch-
bare oder auslaugbare Materia-
lien (z. B. Schlacke, Teer,
Imprägniermittel u. ä.) zum
Straßen-, Wege-, Eisenbahn-
oder Wasserbau zu verwenden

verboten

4.3 Baustelleneinrichtungen, Bau-
stofflager zu errichten oder zu
erweitern

----- verboten

4.4 Bade- oder Zeltplätze einzu-
richten oder zu erweitern;
Camping aller Art

nur zulässig mit Abwasserentsor-
gung über eine dichte Sammelent-
wässerung unter Beachtung von Nr.
3.7

verboten

4.5 Sportanlagen zu errichten oder
zu erweitern

- nur zulässig mit Abwasserent-
sorgung über eine dichte Sam-
melentwässerung unter Beach-
tung von Nr. 3.7

- verboten für Tontaubenschieß-
anlagen und Motorsportanlagen

verboten

1 siehe ATV-DVWK-Merkblatt M 153 „Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser“

Fortsetzung des Amtsblattes Nr. 8 vom 7. Mai 2015

(3) Die Umschaltung von Tagtarif/Nachttarif muss zu
den in Abs. 1 genannten Zeiten automatisch erfolgen.

§ 4
Wartezeiten

Das Entgelt für Wartezeiten während der Dauer des Be-
förderungsvertrages beträgt
bei einer Wartezeit von bis zu fünf Minuten
0,20 Euro je 30 Sekunden (= 24 Euro/Stunde),
bei einer Wartezeit von mehr als fünf Minuten
0,20 Euro je 24 Sekunden (= 30 Euro/Stunde),
die im angezeigten Beförderungspreis mit enthalten sind.

§ 5
Zuschläge

(1) Bei Beförderung von Kleintieren kann für jedes
Tier ein Betrag von höchstens 0,50 Euro berechnet
werden. Blindenhunde sind frei zu befördern.

(2) Handgepäck, das üblicherweise im Fahrgastraum
mitgeführt wird, sowie Rollstühle, Gehhilfen und
Kinderwagen sind frei zu befördern. Für jedes weitere
größere Gepäckstück beträgt das Entgelt 0,50 Euro.

(3) Für die Fahrt mit einem Großraumtaxi (Personen-
kraftwagen, die nach ihrer Bauart und Ausstattung
zur Beförderung von mehr als fünf Personen ein-
schließlich Fahrzeugführer zugelassen und geeignet
sind und in einem abgeteilten Lade- oder Kofferraum
wenigstens 50 kg Gepäck mitführen können) fällt ab
dem 5. Fahrgast einmalig ein Zuschlag von 5,00 Euro
an.

(4) Die Summe der Zuschläge darf 10,00 Euro nicht über-
steigen.

§ 6
Störungen des Fahrpreisanzeigers

(1) Die Unternehmer und ihre Taxifahrer sind für den
ordnungsgemäßen Betrieb des Fahrpreisanzeigers
verantwortlich. Sie haben jede Störung des Fahrpreis-
anzeigers und ihre Behebung jeweils unverzüglich
dem Amt für öffentliche Ordnung der Stadt Kaufbeu-
ren zu melden.

(2) Bei Störungen des Fahrpreisanzeigers wird das Beför-
derungsentgelt für die etwaige Leerfahrt und die Fahrt
mit Fahrgästen, jedoch ausschließlich der Rückfahrt
zum Taxiplatz, nur nach den zurückgelegten Kilome-
tern berechnet. Für jeden Kilometer werden berechnet
bei einer Fahrt im Sinne des Tarifs I 0,90 Euro,
bei einer Fahrt im Sinne des Tarifs II 1,80 Euro,
bei einer Fahrt im Sinne des Tarifs III 0,95 Euro,
bei einer Fahrt im Sinne des Tarifs IV 1,90 Euro.

(3) Bei Störungen des Fahrpreisanzeigers wird eine War-
tezeit bis zu 5 Minuten nicht berechnet; übersteigt die
Wartezeit 5 Minuten, so darf für jede 60 Sekunden
der Wartezeit ein Entgelt von 0,50 Euro berechnet
werden.

§ 7
Verwendung des Fahrpreisanzeigers

(1) Bei Fahrten im Pflichtfahrgebiet darf nur der Gesamt-
fahrpreis (einschließlich Zuschlag) gefordert werden,
der auf dem Fahrpreisanzeiger entsprechend dieser
Verordnung angezeigt wird. Es dürfen nur geeichte
Fahrpreisanzeiger benutzt werden. Der Fahrpreisan-
zeiger ist so anzubringen, dass der Fahrgast den an-
gezeigtenBeförderungspreisjederzeitablesenkann.Bei
Dunkelheit ist der Fahrpreisanzeiger zu beleuchten.

(2) Fahrten im Sinne von § 1 sind im Pflichtfahrgebiet
ausschließlich mit eingeschaltetem Fahrpreisanzeiger
auszuführen.

(3) Bei Beförderungen über das Pflichtfahrgebiet hinaus
ist das Entgelt für den Streckenteil außerhalb des
Pflichtfahrgebietes vor Antritt der Fahrt frei zu ver-
einbaren. Das Entgelt für die Fahrtstrecke muss
mindestens den auf dem Fahrpreisanzeiger beim Ver-
lassen des Pflichtfahrgebietes angezeigten Preis für
den innerhalb des Pflichtfahrgebietes zurückgelegten
Streckenteil betragen.

§ 8
Sondervereinbarung

Der Abschluss von Sondervereinbarungen für den Pflicht-
fahrbereich mit Dauerkunden entsprechend § 51 Abs. 2
PBefG ist zulässig. Die Sondervereinbarungen bedürfen
der Genehmigung durch die Stadt Kaufbeuren.

§ 9
Allgemeine Vorschriften

(1) Der Taxifahrer hat jeweils den kürzesten Weg zum
Fahrziel zu wählen, wenn nicht der Fahrgast etwas
anderes bestimmt.

(2) Die in dieser Verordnung festgesetzten Beförderungs-
entgelte dürfen nach § 51 Abs. 5 in Verbindung mit
§ 39 Abs. 3 PBefG nicht über- oder unterschritten
werden. Sie sind allen Fahrgästen gleichmäßig zu
berechnen.

(3) Der Taxifahrer hat seinen Fahrgästen auf Verlangen
jeweils eine Quittung über die bezahlten Beförde-
rungsentgelte auszuhändigen. Diese Quittung muss
enthalten:
a) das berechnete Beförderungsentgelt,
b) das amtliche Kennzeichen des Taxis,
c) die Orte, an denen der Fahrpreisanzeiger bei der

Fahrt ein- und ausgeschaltet worden ist.
(4) Der Taxifahrer hat eine Fertigung dieser Verordnung

auf jeder Fahrt mitzuführen und den Fahrgästen auf
Verlangen vorzuzeigen.

§ 10
Zuwiderhandlungen

Nach § 61 Abs. 1 Nr. 3 c) und Nr. 4 und Abs. 2 PBefG
kann mit einer Geldbuße bis zu zehntausend Euro belegt

werden, wer als Taxiunternehmer oder -fahrer vorsätz-
lich oder fahrlässig
1. entgegen der Vorschrift des § 3 die dort festgesetzten

Tarife nicht einhält,
2. entgegen den Vorschriften der §§ 4 und 5 die dort

vorgesehenen Zuschläge für Wartezeiten sowie für die
Beförderung von Kleintieren, Gepäck und mehr als
vier Personen mit einem Großraumtaxi nicht erhebt,

3. entgegen der Vorschrift des § 6 Abs. 1 Störungen des
Fahrpreisanzeigers und deren Behebung nicht unver-
züglich dem Amt für öffentliche Ordnung der Stadt
Kaufbeuren meldet,

4. bei Störungen des Fahrpreisanzeigers das Beförder-
ungsentgelt nicht gemäß § 6 Abs. 2 und 3 berechnet,

5. entgegen der Vorschrift des § 7 Abs. 1 bei Fahrten im
Pflichtfahrgebiet nicht den Gesamtpreis fordert, der
auf dem Fahrpreisanzeiger entsprechend dieser Ver-
ordnung angezeigt wird, keinen geeichten Fahrprei-
sanzeiger benutzt, den Fahrpreisanzeiger nicht so
anbringt, dass der Fahrgast den angezeigten Beförde-
rungspreis jederzeit ablesen kann oder den Fahrpreis-
anzeiger bei Dunkelheit nicht beleuchtet,

6. entgegen den Vorschriften der §§ 7 Abs. 2 und 2 Abs. 1
bei Fahrten im Pflichtfahrgebiet den Fahrpreisanzei-
ger nicht einschaltet,

7. entgegen der Vorschrift des § 7 Abs. 3 bei frei ver-
einbarten Fahrten nicht mindestens das Entgelt ver-
langt, das auf dem Fahrpreisanzeiger beim Verlassen
des Pflichtfahrgebietes für den innerhalb des Pflicht-
fahrgebietes zurückgelegten Streckenteil angezeigt
wird,

8. entgegen der Vorschrift des § 8 Sondervereinbarun-
gen für den Pflichtfahrbereich mit Dauerkunden ohne
Genehmigung der Stadt Kaufbeuren abschließt,

9. entgegen der Vorschrift des § 9 Abs. 1 nicht jeweils
den kürzesten Weg zum Fahrziel wählt, wenn nicht
der Fahrgast etwas anderes bestimmt,

10. entgegen der Vorschrift des § 9 Abs. 2 die in dieser
Verordnung oder in einer Sondervereinbarung nach
§ 9 festgesetzten Beförderungsentgelte über- oder un-
terschreitet oder nicht allen Fahrgästen gleichmäßig
berechnet,

11. entgegen der Vorschrift des § 9 Abs. 3 auf Verlangen
eine Quittung nicht erteilt,

12.entgegen der Vorschrift des § 9 Abs. 4 eine Fertigung
dieser Verordnung nicht auf jeder Fahrt mitführt und
sie den Fahrgästen auf Verlangen vorzeigt.

§ 11
Inkrafttreten

Die Verordnung tritt am 15.05.2015 in Kraft. Gleichzeitig
tritt die Verordnung über die Beförderungsentgelte und
-bedingungen für den Verkehr mit Taxen in der Stadt
Kaufbeuren vom 23.07.1997 (veröffentlicht im Amts-
blatt der Stadt Kaufbeuren Nr. 16 vom 31.07.1997),
zuletzt geändert durch Verordnung vom 23.11.2011
(veröffentlicht im Amtsblatt der Stadt Kaufbeuren Nr. 19
vom 01.12.2011), außer Kraft.

Kaufbeuren, 29.04.2015
Stadt Kaufbeuren
Stefan Bosse, Oberbürgermeister

VERORDNUNG
der Stadt Kaufbeuren

über das Wasserschutzgebiet in der
Gemarkung Kleinkemnat für die öffentliche

Wasserversorgung des Ortsteiles Kleinkemnat
vom 29. April 2015

Die Stadt Kaufbeuren erlässt auf Grund des § 51 Abs. 1
Nr. 1 und Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG)
i. d. F. der Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBl. I
S. 2585), zuletzt geändert durch Gesetz vom 07.08.2013
(BGBl. I S. 3154), i. V. mit Art. 31 und 63 des Bayer.
Wassergesetzes (BayWG) i. d. F. der Bekanntmachung
vom 25.02.2010 (GVBl. S. 66), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 08.04.2013 (GVBl. S. 174) folgende Verordnung:

§ 1
Allgemeines

Zur Sicherung der öffentlichen Wasserversorgung für
den Ortsteil Kleinkemnat wird in der Stadt Kaufbeuren
das in § 2 näher beschriebene Schutzgebiet festgesetzt.
Für dieses Gebiet werden die Anordnungen nach §§ 3 bis
7 erlassen.

§ 2
Schutzgebiet

(1) Das Schutzgebiet besteht aus
einem Fassungsbereich (W I),
einer engeren Schutzzone (W II),
einer weiteren Schutzzone (W III).

(2) Die Grenzen des Schutzgebietes und der einzelnen
Schutzzonen sind in dem im Anhang (Anlage 1)
veröffentlichten Lageplan eingetragen. Für die genaue
Grenzziehung ist ein Lageplan im Maßstab 1: 5.000
maßgebend, der in der Stadt Kaufbeuren niedergelegt
ist; er kann dort während der Dienststunden ein-
gesehen werden. Die genaue Grenze der Schutzzone
verläuft auf der jeweils gekennzeichneten Grund-
stücksgrenze oder, wenn die Schutzzonengrenze ein
Grundstück schneidet, auf der der Fassung näheren
Kante der gekennzeichneten Linie.

(3) Veränderungen der Grenzen oder der Bezeichnungen
der im Schutzgebiet gelegenen Grundstücke berühren
die festgesetzten Grenzen der Schutzzonen nicht.

(4) Der Fassungsbereich ist durch eine Umzäunung, die
engere Schutzzone und die weitere Schutzzone ist,
soweit erforderlich, in der Natur in geeigneter Weise
kenntlich gemacht.

§ 3
Verbotene oder nur beschränkt zulässige Handlungen

(1) Es sind

in der weiteren

Schutzzone

in der engeren

Schutzzone

entspricht Zone III II

1. bei Eingriffen in den Untergrund (ausgenommen in Verbindung mit den nach Nr. 2 bis 5 zugelassenen
Maßnahmen)

1.1 Aufschlüsse oder Veränderun-
gen der Erdoberfläche, auch
wenn Grundwasser nicht auf-
gedeckt wird, vorzunehmen
oder zu erweitern; insbesondere
Fischteiche, Kies-, Sand- und
Tongruben, Steinbrüche, Über-
tagebergbau und Torfstiche

verboten, ausgenommen Bodenbearbei-
tung im Rahmen der ordnungsgemäßen
land- und forstwirtschaftlichen Nutzung

verboten

1.2 Wiederverfüllung von Erdauf-
schlüssen, Baugruben und Lei-
tungsgräben sowie Geländeauf-
füllungen

verboten

1.3 Leitungen verlegen oder erneu-
ern (ohne Nrn. 2.1, 3.7 und
6.12)

--- verboten

1.4 Durchführung von Bohrungen verboten, ausgenommen bis zu 1 m Tiefe im Rahmen von
Bodenuntersuchungen

1.5 Untertage-Bergbau, Tunnelbau-
ten

verboten

2. bei Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (siehe Anlage 2, Ziffer 1)

2.1 Rohrleitungsanlagen zum Be-
fördern von wassergefährden-
den Stoffen zu errichten oder zu
erweitern

verboten

2.2 Anlagen nach § 62 WHG zum
Umgang mit wassergefährden-
den Stoffen zu errichten oder zu
erweitern (siehe Anlage 2,
Ziffer 2)

verboten

2.3 Umgang mit wassergefährden-
den Stoffen nach § 62 WHG
außerhalb von Anlagen nach
Nr. 2.2 (siehe Anlage 2,
Ziffer 3)

nur zulässig für die kurzfristige (wenige
Tage) Lagerung von Stoffen bis Was-
sergefährdungsklasse 2 in dafür geeig-
neten, dichten Transportbehältern bis zu
je 50 Liter

verboten

2.4 Abfall i. S. d. Abfallgesetze
und bergbauliche Rückstände
abzulagern (Die Behandlung
und Lagerung von Abfällen
fällt unter Nr. 2.2 und Nr. 2.3)

verboten

2.5 Genehmigungspflichtiger Um-
gang mit radioaktiven Stoffen
im Sinne des Atomgesetzes und
der Strahlenschutzverordnung

verboten

3. bei Abwasserbeseitigung und Abwasseranlagen

3.1 Abwasserbehandlungsanlagen
zu errichten oder zu erweitern
einschließlich Kleinkläranlagen

verboten

3.2 Regen- oder Mischwasserent-
lastungsbauwerke zu errichten
oder zu erweitern

verboten

3.3 Trockenaborte nur zulässig, wenn diese nur vorü-
bergehend aufgestellt werden und
mit dichtem Behälter ausgestattet
sind

verboten

3.4 Ausbringen von Abwasser verboten
3.5 Anlagen zur

- Versickerung von Abwasser
oder

- Einleitung oder Versicke-
rung von Kühlwasser oder
Wasser aus Wärmepumpen
ins Grundwasser

zu errichten oder zu erweitern

verboten

in der weiteren

Schutzzone

in der engeren

Schutzzone

entspricht Zone III II

4.6 Großveranstaltungen durchzu-
führen

- nur zulässig mit ordnungsgemä-
ßer Abwasserentsorgung und
ausreichenden, befestigten
Parkplätzen (wie z.B. bei Sport-
anlagen)

- verboten für Geländemotorsport

verboten

4.7 Friedhöfe zu errichten oder zu
erweitern

verboten

4.8 Flugplätze einschl. Sicherheits-
flächen, Notabwurfplätze, mili-
tärische Anlagen und Übungs-
plätze zu errichten oder zu
erweitern

verboten

4.9 Militärische Übungen durchzu-
führen

nur Durchfahren auf klassifizierten
Straßen zulässig

verboten

4.10 Kleingartenanlagen zu errichten
oder zu erweitern

verboten

Zweckbestimmung, Hausgärten, sonstige Handlungen



(2) Im Fassungsbereich (Schutzzone I) sind sämtliche un-
ter den Nrn. 1 bis 6 aufgeführte Handlungen verboten.
Das Betreten ist nur zulässig für Handlungen im Rah-
men der Wassergewinnung und -ableitung durch Be-
fugte des Trägers der öffentlichen Wasserversorgung, die
durch diese Verordnung geschützt ist, oder der von ihm
Beauftragten.

(3) Die Verbote und Beschränkungen des Absatzes 1 und
2 gelten hinsichtlich der Nummern 3.6 und 5.1 nicht
für Handlungen im Rahmen der Wassergewinnung
und -ableitung des Trägers der öffentlichen Wasser-
versorgung, die durch diese Verordnung geschützt ist,
oder der von ihm Beauftragten.

§ 4
Befreiungen

(1) Für die Erteilung von Befreiungen von den Verboten
des § 3 gilt § 52 Abs. 1 Sätze 2 und 3 WHG.

(2) Die Befreiung nach § 52 Abs. 1 Satz 2 WHG ist wider-
ruflich; sie kann mit Inhalts- und Nebenbestimmun-
gen verbunden werden und bedarf der Schriftform.

(3) Im Falle des Widerrufs kann die Stadt Kaufbeuren vom
Grundstückseigentümer verlangen, dass der frühere
Zustand wiederhergestellt wird, sofern es das Wohl
der Allgemeinheit, insbesondere der Schutz der Was-
serversorgung erfordert.

§ 5
Beseitigung und Änderung bestehender Einrichtungen
(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von

Grundstücken innerhalb des Schutzgebiets haben die
Beseitigung oder Änderung von Einrichtungen, die im
Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieser Verordnung
bestehen und deren Bestand, Errichtung, Erweite-
rung oder Betrieb unter die Verbote des § 3 fallen, auf
Anordnung der Stadt Kaufbeuren zu dulden, sofern
sie nicht schon nach anderen Vorschriften verpflich-
tet sind, die Einrichtung zu beseitigen oder zu ändern.

(2) Für Maßnahmen nach Abs. 1 ist nach den §§ 52 Abs.
4, 96 ff. WHG und Art. 57 BayWG Entschädigung zu
leisten.

§ 6
Kennzeichnung des Schutzgebietes

Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grund-
stücken innerhalb des Schutzgebietes haben zu dul-
den, dass die Grenzen des Fassungsbereiches und der
Schutzzonen durch Aufstellen oder Anbringen von Hin-
weiszeichen kenntlich gemacht werden.

§ 7
Kontrollmaßnahmen

(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von
Grundstücken innerhalb des Schutzgebietes haben

6.2 Düngen mit sonstigen organi-

schen und mineralischen Stick-

stoffdüngern (ohne Nr. 6.3)

nur zulässig, wenn die Stickstoffdüngung in zeit- und bedarfsgerechten

Gaben erfolgt, insbesondere nicht

- auf abgeernteten Flächen ohne unmittelbar folgenden Zwischen- oder

Hauptfruchtanbau,

- auf Grünland vom 15.10. bis 15.02. (ausgenommen Festmist in Zone

III),

- auf Ackerland vom 01.10. bis 15.02. (ausgenommen Festmist in Zone

III),

- auf Brachland

6.3 Ausbringen oder Lagern von

Klärschlamm, klärschlammhal-

tigen Düngemitteln, Fäkal-

schlamm oder Gärsubstrat bzw.

Kompost aus zentralen Bioab-

fallanlagen

verboten

6.4 ganzjährige Bodendeckung

durch Zwischen- oder Haupt-

frucht

erforderlich, soweit fruchtfolge- und witterungsbedingt möglich.

Eine wegen der nachfolgenden Fruchtart unvermeidbare Winterfurche darf

erst ab 15.11. erfolgen.

6.5 Lagern von Festmist, Sekundär-

rohstoffdünger oder Mineral-

dünger auf unbefestigten Flä-

chen

verboten, ausgenommen Kalkdün-

ger; Mineraldünger und Schwarz-

kalk nur zulässig, sofern gegen Nie-

derschlag dicht abgedeckt

verboten

6.6 Gärfutterlagerung außerhalb

von ortsfesten Anlagen

verboten, ausgenommen Rundbal-

lensilage bei Siliergut ohne Gärsaft-

erwartung

verboten

6.7 Beweidung, Freiland-, Koppel-

und Pferchtierhaltung

nur zulässig auf Grünland ohne

flächige Verletzung der Grasnarbe

(siehe Anlage 2, Ziffer 4) oder für

bestehende Nutzungen, die unmittel-

bar an vorhandene Stallungen ge-

bunden sind

verboten

6.8 Wildfutterplätze und Wildgatter

zu errichten

verboten

6.9 Anwendung von Pflanzen-

schutzmitteln

nur zulässig, sofern neben den Vorschriften des Pflanzenschutzrechts auch

die Gebrauchsanleitungen beachtet werden.

6.10 Anwendung von Pflanzen-

schutzmitteln aus Luftfahrzeu-

gen oder zur Bodenentseuchung

verboten

6.11 Beregnung landwirtschaftlich

oder gärtnerisch genutzter Flä-

chen

nur zulässig nach Maßgabe der Be-

regnungsberatung oder bis zu einer

Bodenfeuchte von 70 % der nutzba-

ren Feldkapazität

verboten

6.12 landwirtschaftliche Dräne und

zugehörige Vorflutgräben anzu-

legen oder zu ändern

nur zulässig für Instandsetzungs- und

Pflegemaßnahmen

verboten

6.13 besondere Nutzungen im Sinne

von Anlage 2, Ziffer 5 neu

anzulegen oder zu erweitern

verboten

4.11 Anwendung von Pflanzen-

schutzmitteln auf Freilandflä-

chen, die nicht land-, forstwirt-

schaftlich oder gärtnerisch

genutzt werden (z.B. Ver-

kehrswege, Rasenflächen,

Friedhöfe, Sportanlagen)

verboten

4.12 Düngen mit Stickstoffdüngern nur zulässig bei standort- und be-

darfsgerechter Düngung

verboten

4.13 Beregnung von öffentlichen

Grünanlagen, Rasensport- und

Golfplätzen

verboten

5. bei baulichen Anlagen

5.1 bauliche Anlagen zu errichten

oder zu erweitern

verboten

5.2 Ausweisung neuer Baugebiete verboten

5.3 Stallungen zu errichten oder zu

erweitern

verboten

5.4 Anlagen zum Lagern und Ab-

füllen von Jauche, Gülle,

Silagesickersaft zu errichten

oder zu erweitern

verboten

5.5 ortsfeste Anlagen zur Gärfut-

terbereitung zu errichten oder

zu erweitern

verboten

6. bei landwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen und gärtnerischen Flächennutzungen

6.1 Düngen mit Gülle, Jauche,

Festmist, Gärsubstrat aus Bio-

gasanlagen und Festmistkom-

post

nur zulässig wie bei Nr. 6.2 verboten

6.14 Rodung, Kahlschlag größer als

3.000 m² oder eine in der Wir-

kung gleichkommende Maß-

nahme (siehe Anlage 2, Ziffer

6)

verboten

(ausgenommen bei Kalamitäten)

6.15 Nasskonservierung von Rund-

holz

verboten

6.16 Umbruch von Grünland verboten

6.17 Aufforstung nur zulässig, wenn ohne vorhergehenden Umbruch direkt in die vorhandene

Pflanzendecke gepflanzt wird. Es ist ein standortgemäßer Mischbestand mit

möglichst hohem Laubwaldanteil (v.a. Buche) anzustreben.
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bestimmten Düngemitteln und Pflanzenschutzmit-
teln durch Beauftragte der Stadt Kaufbeuren zur
Kontrolle der Einhaltung der Vorschriften dieser Ver-
ordnung zu dulden.

(2) SiehabenfernerdieEntnahmevonBoden-,Vegetations-
und Wasserproben und die hierzu notwendigen Ver-
richtungen auf den Grundstücken im Wasserschutzge-
bietdurchBeauftragtederStadtKaufbeurenzudulden.

(3) Sie haben ferner das Betreten der Grundstücke durch
Bedienstete des Trägers der öffentlichen Wasserver-
sorgung, die durch diese Verordnung geschützt ist,
oder der von ihm Beauftragten, zur Wahrnehmung
der Eigenüberwachungspflichten gemäß § 3 der Ver-
ordnung zur Eigenüberwachung von Wasserversor-
gungs- und Abwasseranlagen (Eigenüberwachungs-
verordnung – EÜV) in der jeweils geltenden Fassung
zu gestatten, die hierzu erforderlichen Auskünfte zu
erteilen und technische Ermittlungen und Prüfungen
zu ermöglichen.

§ 8
Entschädigung und Ausgleich

(1) Soweit diese Verordnung oder eine auf Grund dieser
Verordnung ergehende Anordnung das Eigentum un-
zumutbar beschränkt und diese Beschränkung nicht
durch eine Befreiung nach § 4 oder andere Maßnah-
men vermieden oder ausgeglichen werden kann, ist
über die Fälle des § 5 hinaus nach den §§ 52 Abs. 4,
96 ff. WHG und Art. 57 BayWG Entschädigung zu
leisten.

(2) Soweit diese Verordnung oder eine auf Grund dieser
Verordnung ergehende Anordnung erhöhte Anforde-
rungen festsetzt, die die ordnungsgemäße land- oder
forstwirtschaftliche Nutzung einschränken oder

Mehraufwendungen für den Bau und Betrieb land-
oder forstwirtschaftlicher Betriebsanlagen zur Folge
haben, ist für die dadurch verursachten wirtschaftli-
chen Nachteile ein angemessener Ausgleich nach Art.
32 i. V. m. Art. 57 BayWG zu leisten.

§ 9
Ordnungswidrigkeiten

Nach § 103 Abs. 1 Nr. 7 a), Nr. 8 und Abs. 2 WHG sowie
Art. 74 Abs. 2 Nr. 1 BayWG kann mit Geldbuße bis zu
fünfzigtausend Euro belegt werden, wer vorsätzlich oder
fahrlässig
1. einem Verbot nach § 3 Abs. 1 und Abs. 2 dieser Ver-

ordnung zuwiderhandelt,
2. eine nach § 4 ausnahmsweise zugelassene Handlung

vornimmt, ohne die mit der Ausnahme verbundenen
Inhalts- und Nebenbestimmungen zu befolgen.

§ 10
Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekannt-
machung im Amtsblatt für die Stadt Kaufbeuren in
Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung der Stadt Kaufbeuren
über das Wasserschutzgebiet in der Stadt Kaufbeuren,
Ortsteil Kleinkemnat, für die öffentliche Wasservers-
orgung des Ortsteiles Kleinkemnat vom 06. Juli 1976
in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Juli 1976
(veröffentlicht im Amtsblatt der Stadt Kaufbeuren Nr.
14/1976), zuletzt geändert durch Verordnung vom
21. November 2001 (veröffentlicht im Amtsblatt der
Stadt Kaufbeuren Nr. 21/2001), außer Kraft.

Kaufbeuren, 29. April 2015
STADT KAUFBEUREN
Stefan Bosse, Oberbürgermeister

in der weiteren

Schutzzone

in der engeren

Schutzzone

entspricht Zone III II

Anlage 2
zur Verordnung der Stadt Kaufbeuren über das

Wasserschutzgebiet in der Gemarkung Kleinkemnat
für die öffentliche Wasserversorgung des Ortsteiles

Kleinkemnat
vom 29. April 2015

Maßgaben zu § 3 Abs. 1, Nr. 2 und 6
1. Wassergefährdende Stoffe (zu Nr. 2)

Es ist jeweils die aktuelle Fassung der „Allgemeinen
Verwaltungsvorschrift zum Wasserhaushaltsgesetz
über die Einstufung wassergefährdender Stoffe in
Wassergefährdungsklassen (Verwaltungsvorschrift
wassergefährdende Stoffe – VwVwS)“ zu beachten.

2. Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stof-
fen (zu Nr. 2.2)
Im Fassungsbereich und in der engeren Schutzzone
sind Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden
Stoffen nicht zulässig.
Unter Nr. 2.2 können auch Abfälle z. B. im Zusam-
menhang mit Kompostieranlagen oder Wertstoff-
höfen fallen. An die Bereitstellung von Hausmüll
aus privaten Haushalten zur regelmäßigen Abholung
(z. B. Mülltonnen) werden keine besonderen Anforde-
rungen gestellt.

3. Umgang mit wassergefährdenden Stoffen außerhalb
von Anlagen (zu Nr. 2.3)
Von der Nr. 2.3 sind nicht berührt:
– Düngung, Anwendung von Pflanzenschutzmitteln

etc. nach den Maßgaben der Nrn. 4.11, 4.12, 6.1, 6.2,
6.5 und 6.6,

– Straßensalzung im Rahmen des Winterdienstes,
– das Mitführen und Verwenden von Betriebsstoffen

für Fahrzeuge und Maschinen,
– Kleinmengen für den privaten Hausgebrauch,
– Kompostierung im eigenen Garten.
Entsprechend VAwS werden an Abfüllplätze von
Heizölverbraucheranalgen über die betrieblichen An-
forderungen hinaus keine Anforderungen gestellt.

4. Beweidung, Freiland-, Koppel- und Pferchtierhaltung
(zu Nr. 6.7)
Eine flächige Verletzung der Grasnarbe liegt dann
vor, wenn das wie bei herkömmlicher Rinderweide
unvermeidbare Maß (linienförmige oder punktuelle

Verletzungen im Bereich von Treibwegen, Viehträn-
ken, etc.) überschritten wird.

5. Besondere Nutzungen sind beispielsweise folgende
landwirtschaftliche, fortwirtschaftliche und gärt-
nerische Nutzungen (zu Nr. 6.13):
– Gemüseanbau
– Zierpflanzenanbau
– Baumschulen und forstliche Pflanzgärten
Das Verbot bezieht sich nur auf die Neuanlage derar-
tiger Nutzungen, nicht auf die Verlegung im Rahmen
des ertragsbedingt erforderlichen Flächenwechsels
bei gleichbleibender Größe der Anbaufläche.

6. Rodung, Kahlschlag und in der Wirkung gleichkom-
mende Maßnahmen (zu Nr. 6.14)
Ein Kahlschlag liegt vor, wenn auf einer Waldfläche
alle aufstockenden Bäume in einem oder in wenigen
kurz aufeinander folgenden Eingriffen entnommen
werden, ohne dass bereits eine ausreichende über-
nehmbare Verjüngung vorhanden ist und daher durch
die Hiebsmaßnahme auf der Fläche Freilandbedin-
gungen (Klima) entstehen.
Eine dem Kahlschlag gleichkommende Maßnahme ist
eine Lichthauung, bei der nur noch vereinzelt Bäume
stehen bleiben und dadurch auf der Fläche ebenfalls
Freiflächenbedingungen entstehen.
Ein Kahlschlag kann auch entstehen, wenn zwei oder
mehrere benachbarte Waldbesitzer Hiebe durchfüh-
ren, die in der Summe zu den o. g. Freiflächenbedin-
gungen führen.
Dagegen sind Hiebmaßnahmen eines oder mehrerer
Waldbesitzer auf räumlich getrennten Teilflächen
zulässig, wenn sie die Flächenobergrenzen dieser Ver-
ordnung lediglich in der Summe überschreiten.
Unter Kalamitäten sind Schäden durch Windwurf,
Schneebruch oder durch Schädlingsbefall zu ver-
stehen, deren Beseitigung nur durch die Entnahme
aller geschädigten Bäume und daher u. U. nur durch
Kahlschlag möglich ist.

Kaufbeuren, 29. April 2015
STADT KAUFBEUREN
Stefan Bosse, Oberbürgermeister
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Bauleitplanung;
1. Änderung des Bebauungs- und Grünordnungsplanes „Reifträgerweg“,
Plan-Nr. 61.1 für die Grundstücke Fl.Nrn. 1788/6, 1824/40 und 1824/1
Teil, westlich des Reifträgerweges in Kaufbeuren
Plan-Nr. 61.1.3
hier: 1. Vollzug § 2 Abs. 1 i. V. m. § 1 Abs. 8 Baugesetzbuch (BauGB)

– Bekanntmachung des Änderungsbeschlusses –
2. Vollzug § 3 Abs. 2 i. V. m. 13 BauGB)

– Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung –

Der Stadtrat der Stadt Kaufbeuren beschloss am 21.01.2014 für das oben
genannte Gebiet den Bebauungs- und Grünordnungsplan zu ändern.
Der vorgesehene räumliche Geltungsbereich der 1. Bebauungs- und Grünor-
dnungsplanänderung ist im vorstehenden Übersichtsplan dargestellt.
Wesentliches Ziel der 1. Änderung ist die Festsetzung eines Mischgebietes
zur Errichtung eines Büro- und Ärztehauses.
Nachdem die Grundzüge der Planung nicht berührt werden, wird die 1.
Bebauungs- und Grünordnungsplanänderung in einem vereinfachten Ver-
fahren gemäß § 13 BauGB durchgeführt.
Der Entwurf der 1. Bebauungs- und Grünordnungsplanänderung in der
Fassung vom 24.02.2015, die Begründung in der Fassung vom 24.02.2015
sowie umweltbezogene Informationen wie Angaben zum Immissionsschutz
und Verkehrsuntersuchung hierzu liegen in der Zeit

vom 15.05.2015 bis einschließlich 15.06.2015
bei der Stadtplanung und Bauordnung der Stadt Kaufbeuren, Am Graben 3,
II. Funktionsgeschoss (Zimmer 202 N), während der Dienststunden für den
Parteiverkehr öffentlich aus.
Gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 3 wird von einer Umweltprüfung und einem Umwelt-
bericht abgesehen.
Während der Auslegungsfrist hat die Öffentlichkeit Gelegenheit, in den
Plan Einsicht zu nehmen, Auskunft zu verlangen und ggf. Stellungnah-
men schriftlich oder zur Niederschrift abzugeben. Hierbei wird darauf
hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der
Beschlussfassung über die 1. Bebauungs- und Grünordnungsplanänderung
unberücksichtigt bleiben können. Ein Normenkontrollantrag gemäß § 47
der Verwaltungsgerichtsordnung ist unzulässig, wenn der Antragsteller
schuldhaft versäumt hat, seine Einwendungen während der Öffentlichkeits-
beteiligung vorzutragen.

Kaufbeuren, 07.05.2015
Stadt Kaufbeuren
Bau- und Umweltreferat
i. A. Carl
– berufsm. Stadtrat –


